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N I E D E R S C H R I F T

über die 20. Sitzung des Haushalts- und Finanzausschusses des Städte- und Gemeindebundes Sachsen-Anhalt am Mittwoch, dem 25.04.2001 in der Landesgeschäftsstelle, Sternstr. 3, 39104 Magdeburg

Beginn:

10.00 Uhr


Ende:


13.30 Uhr

Anwesend:

a) Mitglieder:

Frau Schumann (Vorsitzende)
Kämmerin Stadt Naumburg

Frau Grube 



Bürgermeisterin Gemeinde Tornitz

Frau Hiob 



Kämmereiamtsleiterin VG Elster-Seyda-Klöden

Frau Lucas 



Verwaltungsamtsleiterin VG Südharz

Frau Nußbeck



Stellvertretende Bürgermeisterin Stadt Roßlau

Herr Rosenbaum 


Stadtrat Stadt Gommern

Frau Stettler 



Finanzdezernentin Lutherstadt Eisleben

b) stellvertretende Mitglieder:

Herr Schumann


Verwaltungsamtsleiter VG Huy

c) Gäste:

Herr Heerwald


Bürgermeister Gemeinde Schnellin

Frau Schwiertz


Kämmereiamtsleiterin VG Kläden

Frau Wirth



Kämmereiamtsleiterin Stadt Dessau

Frau Schlenker


Lektorin im Verlag Jehle Rehm

Herr Blenke



Abteilungsleiter Statistisches Landesamt Sachsen-Anhalt

d)
von der Landesgeschäftsstelle:

Referentin Hanisch

Es fehlen: 

Herr Eisermann 


Kämmereiamtsleiter Landeshauptstadt Magdeburg 

(entschuldigt)

Herr Frank 



Bürgermeister Gemeinde Neutz-Lettewitz 

Herr Groeneveld 


Verwaltungsamtsleiter VG Beetzendorf 

Herr Kessing 



Beigeordneter für Finanzen Stadt Dessau (entschuldigt)

Herr Koch 



Beigeordneter für Finanzen Stadt Halle (entschuldigt)

Frau Schlüsselburg 


Verwaltungsamtsleiterin VG Kläden

Frau Wendler 



Kämmereiamtsleiterin Stadt Haldensleben (entschuldigt)

Tagesordnung:

1. Genehmigung der Niederschrift über die 19. Sitzung am 07.09.00

2. Vorstellung der Verlagsgruppe Jehle Rehm

3. Verwendung der IfG-Mittel

4. Kommunalfinanzen 2001/FAG LSA

5. Bürgschaften und EU-Recht; Notifizierungspflicht

6. Mitteilungen, Anfragen und Anregungen

Begrüßung:

Frau Schumann begrüßt die Ausschussmitglieder und Frau Schlenker vom Verlag Jehle Rehm als Gast. 

TOP 1: Genehmigung der Niederschrift über die 19. Sitzung am 07.09.00

Die Niederschrift über die 19. Sitzung des Haushalts- und Finanzausschusses am 07.09.00 wird einstimmig genehmigt.

TOP 2: Vorstellung der Verlagsgruppe Jehle Rehm

Frau Schumann bittet Frau Schlenker, den Verlag Jehle Rehm und ihr Anliegen vorzustellen. Frau Schlenker stellt den Verlag Jehle Rehm und seine Angebote kurz vor, betont aber, dass diese Vorstellung nicht ihr Hauptanliegen sei. Es gehe vielmehr darum, Mitglieder des Haushalts- und Finanzausschusses des Städte- und Gemeindebundes Sachsen-Anhalt als Partner für redaktionelle Beiträge in der Zeitschrift „Finanzwirtschaft“ zu gewinnen. Frau Schlenker verteilt Exemplare der Zeitschrift sowie des Verlagsprogramms und ihre Visitenkarte.

Sie nimmt Bezug auf einen Besuch im Städte- und Gemeindebund Sachsen-Anhalt im Jahr 1995 und betont, dass sich die Anzahl der Abonnenten eingepegelt habe. Sie sei mit ca. 1.600 stabil. Damit sei die Zeitschrift rentabel. Der Verlag strebe aber – auch auf Wunsch der Leser – mehr Praxisbezogenheit an. Als Praxisbeiträge könne sie sich Anregungen, Darstellungen von Methoden und Beispiele vorstellen, die es Wert seien, aufgeschrieben zu werden und zwar zu allen Themen, die die Finanzwirtschaft betreffen (z.B. Kreditaufnahme bei Banken). Es gäbe auch ein kleines Honorar.

Frau Stettler, Frau Schumann, Frau Hiob und Frau Nußbeck begrüßen das Anliegen von Frau Schlenker. Frau Nußbeck erwähnt in der Zeitschrift Finanzwirtschaft insbesondere die Rechtsprechungsspalte, die sie für wichtig hält. In diesem Zusammenhang erwähnt Frau Hanisch die Rechtsprechungsrubrik, die der SGSA im internen Teil des komsanet aufgemacht habe. Sie appelliert an die Mitglieder des Ausschusses, Beiträge für die Finanzwirtschaft zu schreiben und greift den Gedanken von Frau Schlenker auf, dass es sich dabei nicht um wissenschaftliche Ausarbeitungen handeln müsse. Vielmehr komme es darauf an, in der Praxis erarbeitete und häufig auch schriftlich fixierte Arbeitsergebnisse für andere nutzbar zu machen. 

Frau Schlenker erwähnt noch die Möglichkeit, nach Absprache mit dem Verlag zu einem bestimmten Thema ein Interview zu geben. 

Frau Schumann bedankt sich bei Frau Schlenker für die Vorstellung und verabschiedet sie. 

Vor Behandlung von TOP 3 informiert Frau Hanisch darüber, dass sowohl mehrere Ausschussmitglieder als auch Gäste abgesagt haben bzw. erst später kommen können. Zu TOP 3 waren sowohl das MI als auch das MF LSA eingeladen worden. MF hat aus terminlichen Gründen abgesagt. MI hat mitgeteilt, dass Herr Blenke vom Statistischen Landesamt kommen werde, aber erst gegen 11.45 Uhr. Frau Hanisch schlägt deshalb vor, die anderen Tagesordnungspunkte vorzuziehen und TOP 3 zu behandeln, wenn Herr Blenke eintrifft. Damit sind die Ausschussmitglieder einverstanden. Frau Hanisch entschuldigt ferner die Ausschussmitglieder Herrn Kessing, Herrn Eisermann, Frau Gabriel, Frau Wendler und Herrn Koch. Sie bedauert die zahlreichen und überwiegend sehr kurzfristigen Absagen und bittet darum, in Zukunft so früh wie möglich abzusagen und die vom Präsidium des SGSA benannten Stellvertreter (nicht die Stellvertreter in der eigenen Verwaltung) zu benachrichtigen. Frau Hanisch entschuldigt Landesgeschäftsführer Dr. Kregel, der sich in einer Kur befindet.

TOP 4: Kommunalfinanzen 2001/FAG LSA

Frau Schumann spricht die Papiere des Städtetages Rheinland-Pfalz und des Städtetages Baden-Württemberg an, die mit der Einladung an die Mitglieder versandt worden sind. Es geht um verfahrensrechtliche Möglichkeiten zur Sicherung der Gemeindefinanzen. Frau Schumann sieht Rheinland-Pfalz und Baden-Württemberg als Vorreiter bei der Sicherung der Gemeindefinanzen durch Beteiligungsverfahren.

Frau Nußbeck bringt ein gespaltenes Verhältnis zu neuen Einrichtungen wie Finanzausgleichskommissionen und kommunalen Räten zum Ausdruck. Sie verspreche sich davon nicht viel. Vielmehr bedauere sie, dass der Praxisbezug bei vielen Landtagsabgeordneten fehle. 

Frau Schumann spricht die Hortfinanzierung an, über die sich eine Diskussion unter den Mitgliedern entwickelt.

Frau Wirth erklärt, dass die Stadt Dessau im Jahr 1999 gegen den FAG-Bescheid geklagt habe, über die Klage sei noch nicht entschieden.

Frau Nußbeck spricht sich dagegen aus, im Rahmen der Verwaltungsreform weitere Aufgaben für die Kommunen zu fordern. Sie sei überzeugt davon, dass das Land die dafür erforderliche Finanzausstattung nicht sichern werde.

Frau Hanisch fasst die wesentlichen Gesichtspunkte aus dem Statement des geschäftsführenden Vorstandsmitgliedes des Städtetages Baden-Württemberg Dr. Erhard Klotz bei der DST-Veranstaltung „Sicherung der Gemeindefinanzen durch Beteiligungsverfahren“, das mit der Einladung übersandt worden ist, zusammen. Insbesondere weist sie darauf hin, dass in Baden-Württemberg eine Finanzverteilungskommission eingerichtet worden ist und dass die Kommunalen Landesverbände ein qualifiziertes Anhörungsrecht im Landtag erhalten haben. Beides beruht auf einem Urteil des Staatsgerichtshof Baden-Württemberg, in dem prozedurale Absicherungen bei anstehenden Entscheidungen des Gesetzgebers gefordert worden sind. 

Herr Schumann begrüßt einen Aspekt der baden-württembergischen Vereinbarung besonders. Nachdem zähe Verhandlungen mit dem Präsidium des Landtags von Baden-Württemberg stattgefunden hatten, hat der Landtagspräsident Baden-Württemberg mit Schreiben vom 14.04.2000 bestätigt, dass bis zum Ende der 12. Wahlperiode (Landtagswahl 25.03.01) folgende Regelung praktiziert wird:

„Die Vertreter der Zusammenschlüsse der Gemeinden und Gemeindeverbände haben bei Gesetzesberatungen in wesentlichen Fragen der Finanzverteilung zwischen Land und Kommunen Zutritt zu den Ausschusssitzungen und werden gehört.“

Wegen der weiteren Einzelheiten wird auf Seite 5 des Statements von Dr. Erhard Klotz v. 28.11.00 verwiesen. Nach kurzer Diskussion, in der deutlich wird, dass die Auffassung von Herrn Schumann geteilt wird, fasst der Haushalts- und Finanzausschuss folgenden Beschluss:
Der Haushalts- und Finanzausschuss empfiehlt dem Präsidium zu beschließen, mit dem Landtagspräsidenten darüber zu verhandeln, folgende Regelung zu praktizieren:

„Vertreter der Kommunalen Spitzenverbände in Sachsen-Anhalt haben bei Gesetzesberatungen in wesentlichen Fragen der Finanzverteilung zwischen Land und Kommunen Zutritt zu den Ausschusssitzungen und werden gehört.“

TOP 3: Verwendung der IfG-Mittel

Nachdem Herr Blenke vom Statistischen Landesamt eingetroffen ist, begrüßt ihn Frau Schumann. Sie bittet ihn, zur Verwendung der IfG-Mittel zu referieren.

Herr Blenke informiert darüber, dass das Statistische Landesamt 1996 die Aufgabe der Verwaltung der IfG-Mittel übernommen habe. Die verspätete Lesweise des Bundesministeriums für Finanzen (BMF) bereite nicht nur den Kommunen sondern auch dem Statistischen Landesamt Probleme. So sei die Verwendung der Mittel aus den Jahren 1996 und 1997 erst im Jahr 1999 begutachtet worden. Das Statistische Landesamt bemühe sich durch sog. „Bearbeitungshinweise“ zur Planungssicherheit bei den Kommunen beizutragen. Ein Erlassrecht habe das Statistische Landesamt nicht. Das Statistische Landesamt bemühe sich immer, den Kommunen zu helfen und stehe für Rückfragen jeder Zeit zur Verfügung. Im Ergebnis müsse aber deutlich gemacht werden, dass die „Anmeldung“ von IfG-Mitteln durch Kommunen nicht mit einer „Prüfung“ gleichzusetzen sei. Die pauschalierte Ausreichung der IfG-Mittel – die im Vergleich mit allen anderen Bundesländern in Sachsen-Anhalt einmalig sei – führe dazu, dass eben gerade keine abschließende Prüfung bei der Anmeldung erfolge. 

Von mehreren Ausschussmitgliedern werden die verschiedenen Auszahlungstermine und Verwendungsnachweise problematisiert. Frau Wirth erklärt, dass der 15.11. als letzter Auszahlungstermin im Jahr problematisch sei. Die Meldung habe bis zum 01.10. zu erfolgen. Danach bestehe keine Korrekturmöglichkeit mehr. Insofern bestehe die Neigung, zuviel abzurufen, weil am 01.10. nicht bekannt sei, wie viele Mittel bis zum 31.12. benötigt werden.

Herr Schumann bezeichnet es als wirtschaftsfeindlich, 6 Auszahlungstermine zu bestimmen. Insbesondere für kleine Kommunen sei dies schwierig, weil sie Anfang des Jahres nur 1/6 der IfG- Mittel erhielten.

Herr Blenke bestätigt den von den Mitgliedern angesprochenen hohen Verwaltungsaufwand, bittet aber um Verständnis für die Vorgaben. Die neue Zahl der Auszahlungstermine sei insbesondere dadurch begründet, dass es in der Vergangenheit zu viele Rückzahlungen gegeben habe, weil die Mittel tatsächlich nicht für IfG-Zwecke in Anspruch genommen wurden. 

Frau Stettler erläutert, warum der 15.01. als Termin für den Verwendungsnachweis von den Kommunen kaum einzuhalten ist. (Redaktioneller Hinweis: Am 27.04.2001 teilt Herr Blenke mit, dass der Termin für die Jahresverwendungsnachweise beginnend mit dem Jahr 2002 vom 15.01. auf den 15.02. verschoben wird. Der telefonischen Vorabinformation wird noch eine schriftliche Information folgen.)

Herr Blenke gibt viele Hinweise und Anregungen zu konkreten Beispielen der Ausschussmitglieder, auch zu flexiblerer Planung.

Herr Heerwald beschwert sich darüber, dass die FAG-Mittel (die letzten 2 Raten) vom Land zu spät überwiesen worden seien. Andere Ausschussmitglieder bestätigen dies. Es wird vereinbart, dass Frau Schumann als Ausschussvorsitzende diese Beschwerde schriftlich dem Land übermittelt. 

Frau Schumann dankt Herrn Blenke und auch seinen Mitarbeiterinnen beim Statistischen Landesamt ausdrücklich und verabschiedet ihn.

TOP 5: Bürgschaften und EU-Recht; Notifizierungspflicht

Frau Hanisch erläutert unter Bezug auf KNSA Nr. 143/2001 den Sachverhalt. Insbesondere geht sie auf den Runderlass des MI v. 20.12.00 zu dem Thema ein und weist darauf hin, dass das MI inzwischen auf Anregung des SGSA einen zweiten Runderlass v. 16.03.01 herausgegeben hat, der im KNSA-Beitrag Nr. 213/2001 v. 23.04.01 abgedruckt ist. Nach wie vor ist nicht endgültig geklärt, ob und welche kommunalen Bürgschaften nach EU-Vorgaben notifiziert werden müssen. Das MI LSA hat deshalb in seinem ersten Runderlass bestimmt, dass grundsätzlich alle kommunalen Bürgschaften dem MW (Referat 51) zu melden sind. In dem zweiten Runderlass weist das MI darauf hin, dass es Ausnahmen von der Notifizierungspflicht gibt. Nicht notifizierungspflichtige Bürgschaften sind auch nicht dem MW zu melden. Hierzu zählen Bürgschaften, die unter 2 EU-Verordnungen fallen. Diese EU-Verordnungen sind sowohl Anlagen zum Erlass des MI als auch als Anlage zu KNSA Nr. 213/2001 veröffentlicht. Frau Hanisch empfiehlt allen Kommunen, anhand dieser Verordnungen zu prüfen, ob eine Notifizierungspflicht besteht. In diesem Fall sind Bürgschaften dem MW zu melden, andernfalls bedarf es keiner Meldung. 

Frau Nußbeck weist darauf hin, dass das Regierungspräsidium Dessau eine Rundverfügung herausgegeben habe, aus der sich ergäbe, dass der Runderlass des MI v. 20.12.00 durch den Runderlass des MI v. 16.03.01 aufgehoben worden sei. Frau Hanisch erklärt dazu, dass sie diese Lesweise des zweiten Runderlasses nicht für richtig halte und bittet Frau Nußbeck um eine Kopie der Rundverfügung des Regierungspräsidiums Dessau. Frau Nußbeck verspricht, eine Kopie an den SGSA zu schicken. 

TOP 6: Mitteilungen, Anfragen und Anregungen 

a) Frau Wirth fragt, ob der Landesgeschäftsstelle bekannt sei, dass der Landtag ein Gesetz über die Umstellung von DM auf Euro plane. Frau Hanisch antwortet, dass der Landesgeschäftsstelle der Referentenentwurf eines 4. Rechtsbereinigungsgesetzes (Gesetz zur Bereinigung des Landesrechts zur Umstellung auf Euro) vorliege. Mit diesem Gesetz (insgesamt 110 Artikel) soll die Euroumstellung in verschiedenen Einzelgesetzen verankert werden (z.B. GemHVO, VerwKostG, KAG, FAG u.s.w.). 

b) Verbandsgemeindeeinführungsgesetz (VGEG)

Herr Schumann weist auf das VGEG hin und spricht insbesondere die §§ 4 Abs. 7 und 14 

Abs. 4 an. Er fragt, ob ein Entwurf zur Änderung des FAG bekannt sei. Frau Hanisch antwortet, dass ein Entwurf noch nicht vorliege.

Mehrere Ausschussmitglieder sprechen sich gegen die geplante Regelung in § 4 Abs. 7 aus, wonach die Verbandsgemeinde Mitgliedsgemeinden, die ihre Aufgaben nicht ausreichend erfüllen können, im Rahmen ihrer finanziellen Leistungsfähigkeit unterstützen und zu einem wirtschaftlichen Ausgleich unter den Mitgliedsgemeinden beitragen soll. Diese Regelung bewirke im Ergebnis einen Zwang zur Einheitsgemeinde. Aufgrund dieser Regelung wird auch die Frage aufgeworfen, ob Mitgliedsgemeinden – wegen der Ausgleichspflicht der Verbandsgemeinde – überhaupt noch Bedarfszuweisungen erhalten könnten. Frau Hanisch weist auf die KNSA-Beiträge zum Thema hin und erklärt, dass das Verbandsgemeindeeinführungsgesetz in mehreren Gremien des SGSA behandelt wird. Die einzelnen Termine sind in KNSA abgedruckt (redaktioneller Hinweis: s. insbesondere KNSA Nr. 133/2001 v. 20.03.01). Über die vorgesehene Beteiligung in den Gremien hinaus sind alle Verbandsmitglieder aufgerufen, ihre Anregungen, Bedenken und Vorschläge zum Gesetzentwurf schriftlich bei der Landesgeschäftsstelle einzureichen. Frau Hanisch ruft die Mitglieder des Haushalts- und Finanzausschusses auf, ihre Stellungnahmen abzugeben. 

c) Frau Hanisch nimmt Bezug auf KNSA Nr. 521/2000 v. 06.11.00. Die Landesgeschäftsstelle hatte einen „Erfahrungsaustausch Fördermittel“ angeregt. Als Ziel war nach Auswertung der Umfrage eine gemeinsame Veranstaltung mit Kommunen und Ministerien (auch Fördermittelgebern) geplant, in der versucht werden sollte, Probleme auszuräumen. Frau Hanisch gibt bekannt, dass der Rücklauf der Umfrage sehr gering gewesen sei. Es hätten nur insgesamt 8 Kommunen geantwortet und zum Teil auch nur mitgeteilt, dass keine Probleme bei der Fördermittelvergabe bestünden, dass die Zusammenarbeit mit den Fördermittelgebern gut funktioniere. In denjenigen Fällen, in denen Probleme benannt wurden, wird zu einem großen Teil nicht deutlich, wo konkret die Probleme liegen, was konkret geändert werden könnte und wer dies tun sollte. Die Landesgeschäftsstelle wird daher die geplante Veranstaltung nicht durchführen, weil nicht genügend aussagefähiges Material vorliegt, mit dem den Ministerien verdeutlicht werden könnte, was sich im Fördermittelbereich ändern muss.

Frau Schumann spricht Probleme mit Fördermitteln an, die sie in der vorletzten Sitzung des Haushalts- und Finanzausschusses benannt hatte. Inzwischen habe die Stadt Naumburg viele Gespräche und Schriftverkehr mit dem Kultusministerium zu Schuldendiensthilfefördermitteln gehabt. Im Ergebnis habe die Stadt wegen zu hoher Belastung keine Schuldendiensthilfe in Anspruch genommen und auch keine anderen Fördermittel bewilligt bekommen. Der Prozess habe Zeit und Geld in Anspruch genommen. Sie verspreche sich auch von einer Veranstaltung mit den Ministerien nicht viel, weil sie den Eindruck habe, dass letztlich den Kommunen eigene Fehler vorgehalten würden und keine ernsthaften Verbesserungsbestrebungen beim Land bestünden. Frau Wirth teilt diese Auffassung. 

d) Kennzahlen und deren Aussagewerte

Frau Nußbeck kommt auf das Thema „Kennzahlen und deren Aussagewerte“ zurück, das in der 18. und 19. Sitzung des Haushalts- und Finanzausschusses behandelt worden ist. Die Ausschussmitglieder waren gebeten worden, der Landesgeschäftsstelle Kennzahlen aus ihrem Bereich zur Verfügung zu stellen. Über das Thema sollte erneut diskutiert werden. Der Tagesordnungspunkt war in der 19. Sitzung des Haushalts- und Finanzausschusses vorgesehen. In der Sitzung bestand zum Thema „Kennzahlen und deren Aussagewerte“ kein Diskussionsbedarf. Frau Nußbeck bittet unter Bezug auf die Unterlagen, die sie der Landesgeschäftsstelle 

geschickt habe, darum, das Thema erneut zu behandeln. Ihr liegt an einem Vergleich mit den anderen Ausschussmitgliedern. Auch wenn es zum Teil schwierig sei, Kennziffern von kreisfreien Städten mit denen von kreisangehörigen Gemeinden zu vergleichen, hält sie es für sinnvoll, einen Vergleich der Ausschussmitglieder zu versuchen. Sie bittet darum, allen Ausschussmitgliedern die Kennzahlen aus Roßlau zur Verfügung zu stellen. 

Es wird vereinbart, dass die Unterlagen aus Roßlau an alle Ausschussmitglieder versandt werden. Die Ausschussmitglieder werden gebeten, rechtzeitig vor der nächsten Sitzung ihrerseits vergleichbare (oder auch zusätzliche) Kennziffern an die Landesgeschäftsstelle zu schicken. Das Thema sollte dann bei Bedarf in der nächsten Sitzung behandelt werden. 

e) Im Hinblick auf die große Zahl von Absagen für die heutige Sitzung fragt Frau Hanisch, ob grundsätzlich der Termin für die nächste Sitzung bereits in der vergangenen Sitzung bestimmt werden sollte, damit sich die Ausschussmitglieder darauf einstellen können. Sie weist aber zugleich darauf hin, dass die Septembersitzung jeweils auf die Sitzung des Präsidiums abgestimmt werden muss, weil in dieser Sitzung des Hauhalts- und Finanzausschusses regelmäßig über den Haushaltsplan des SGSA beraten wird. Die notwendigen Unterlagen werden unmittelbar vor der Präsidiumssitzung erstellt, so dass der Haushalts- und Finanzausschuss auch unmittelbar vor der Präsidiumssitzung tagen sollte. 

Bei den Mitgliedern des Haushalts- und Finanzausschusses besteht große Übereinstimmung darin, dass grundsätzlich der Termin für die nächste Sitzung nicht bereits in der vorangegangenen Sitzung bestimmt werden sollte. In der Regel reiche es aus, wenn die Landesgeschäftsstelle bei Bedarf ca. 3 Wochen vor der Sitzung einlade. 

gez. Schumann





gez. Hanisch

Vorsitzende






Protokollführerin
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